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Änderungsantrag 

der Fraktionen der SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung 

- Drucksache 18/11726 -

Landesklimaschutzgesetz (LKSG) 

Der Gesetzentwurf wird wie folgt geändert. 

1. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„Um Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2040 zu erreichen, wird bis zum Jahr

2035 im Vergleich zum Jahr 1990 als Zwischenschritt eine Minderung der

Treibhausgasemissionen um mindestens 83 v. H. angestrebt.“

b) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt:

„Das Ziel der Treibhausgasneutralität und die angestrebten Minderungsziele für die

einzelnen Sektoren nach Anlage 1 werden jeweils spätestens im Jahr 2031

bezüglich ihrer Realisierbarkeit bezogen auf das Jahr 2040 überprüft. Dies

beinhaltet auch das Potenzial zur Bindung und Speicherung von Kohlenstoff im

Sektor Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft. Die Überprüfung

erfolgt unter Berücksichtigung aktueller branchenbezogener Daten und unter

Einbeziehung der aktuellsten verfügbaren Klima- und Umweltdaten und der

Einbeziehung der zu Beteiligenden nach § 10 Abs. 1 Satz 2. Bei Feststellung der

fehlenden Realisierbarkeit werden die Klimaziele nach § 3 Abs. 1 und 4 zeitlich

entsprechend angepasst. Die Anpassung erfolgt durch Fortschreibung der

Klimaschutzstrategie nach §7 und ist in dieser detailliert zu begründen.“

2. § 10 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 3 wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz

angefügt:

„dieses Gutachten berücksichtigt aktuelle branchenbezogene Daten und aktuelle

Klima- und Umweltdaten, wissenschaftliche Erkenntnisse und verfügbare

Technologien.“
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b) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„Bei der Erstellung des Gutachtens nach Satz 1 Nr. 3 sind außerhalb der 

Landesregierung stehende, amtlich nicht beteiligte Stellen anzuhören; über Art und 

Umfang entscheidet das für den Klimaschutz zuständige Ministerium im 

Einvernehmen mit den handlungsfeld-koordinierenden Ressorts und der 

Staatskanzlei.“ 

3. §11, Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 3 werden das Wort „kann“ durch das Wort „wird“ und die Verweisung „nach § 3 

Abs. 1“ durch die Verweisung „entsprechend §3 Abs. 6“ ersetzt. 

b) Satz 4 wird gestrichen. 
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Begründung: 

Zu Nummer 1  

Zu Buchst. a: 

Auf dem Weg zur Treibhausgasneutralität im Jahr 2040 ist vor allem das Zwischenziel 2035 

entscheidend. Bis dahin müssen spätestens die Treibhausgase um mindestens 83 Prozent 

gesunken sein, damit dann die letzten Prozentpunkte Emissionen bis zum Zieljahr 2040 

erfolgreich reduziert werden können. 

Zu Buchst. b: 

Der dem Paragrafen 3 neu hinzugefügte Absatz 6 legt fest, dass spätestens im Jahr 2031 eine 

Überprüfung der Realisierbarkeit der Treibhausgasneutralität 2040 stattfindet. Bei der 

Überprüfung werden zu diesem Zeitpunkt vorliegende aktuelle Daten verschiedener Branchen 

sowie die aktuellsten vorliegenden Klima- und Umweltforschung, inklusive der Betrachtung 

des Senkenpotenzials im Sektor Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft 

unter Einbeziehung der Beteiligten nach § 10 Abs. 1 Satz 2 berücksichtigt. Sollte bei der 

Überprüfung festgestellt werden, dass eine Realisierbarkeit der Treibhausgasneutralität 2040 

nicht möglich ist, werden die Klimaziele nach § 3 Abs. 1 und Abs. 4 angepasst. Dies erfolgt 

durch die Fortschreibung der Klimaschutzstrategie 

 

Zu Nummer 2: 

Zu Buchst. a: 

§ 10 Absatz 1 Nummer 3 regelt, dass zur Überprüfung der Zielerreichung nach § 3 Abs. 1 und 

4 Satz 1 wie auch für die Überprüfungen und Steuerungen nach § 9 ein Gutachten beauftragt 

werden kann, das die Entwicklung der Rahmenbedingungen des Unions- und Bundesrechts 

sowie der Klimaschutzmaßnahmen nach § 8 Abs. 2 Satz 1 in Bezug auf die Zielsetzung des 

Landes nach § 3 Abs. 1 und 4 Satz 1 auf Grundlage der Informationen nach den Nummern 1 

und 2 bewertet. Der entsprechend Buchst. a neu eingefügte Halbsatz stellt sicher, dass dieses 

Gutachten zum einen aktuelle branchenbezogene Daten sowie Klima- und Umweltdaten, zum 

anderen wissenschaftliche Erkenntnisse sowie Entwicklungen verfügbarer Technologien 

berücksichtigt.  

Zu Buchst. b: 

Der gemäß Buchst. b neu eingefügte Satz 2 gewährleistet die Einbeziehung von externen 

Stellen. 

Zu Nummer 3: 

Zu Buchst. a:  

Der geänderte Verweis bewirkt, dass eine Überprüfung entsprechend des in § 3 Abs. 6 

beschrieben Verfahrens erfolgt. Das Ersetzen des Wortes „kann“ durch das Wort „wird“ 

bestimmt für den Fall, dass auf nationaler Ebene gesetzliche Klimaschutzziele nachhaltig 

verfehlt werden oder gesetzliche Regelungen getroffen werden, die eine spätere 

Treibhausgasneutralität vorschreiben, die Klimaschutzziele des Landes gemäß dem 

Verfahren in § 3 Abs. 6 angepasst werden, sofern dies notwendig ist, um eine 

Überkompensation aufgrund der geänderten nationalen gesetzlichen Klimaschutzziele zu 

vermeiden.  
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Zu Buchst. b: 

Die Streichung erfolgt aufgrund der Ergänzung des § 3 Abs. 6 durch Einfügung eines neuen 

Absatzes 6 (Änderung Nummer 1 Buchst. b).  

 

 

Für die Fraktion der SPD:   Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

     

Für die Fraktion der FDP: 

 

 




